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Vorwort 

Die Modernisierung des Schuldrechts ist eine der größten Herausforderungen 
für Rechtswissenschaft und Gesetzgeber in der Rechtsgegenwart. Geht es doch um 
nichts Geringeres als die umfassende Überarbeitung des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches in zentralen Bestandteilen. 

Sensibilisiert durch die kontroverse Debatte auf dem 60. Deutschen Juristentag 
1994 in Münster und im Anschluß an eine Tätigkeit am UNIDROIT in Rom, wäh-
rend der ich mit dem Privatrecht verschiedener Staaten und eingehend mit dem in-
ternationalen Kaufrecht befaßt war, wurde die Idee zu dieser Dissertation geboren. 

Die vorliegende Untersuchung entstand während meiner Tätigkeit an der Juri-
stenfakultät der Universität Leipzig. Sie wurde im Juli 1999, unmittelbar nach In-
krafttreten  der Richtlinie der EU zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüter-
kaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter, abgeschlossen und im Oktober 2000 
von selbiger Fakultät als Dissertation angenommen. Vor Drucklegung habe ich das 
Manuskript nochmals überarbeitet und aktualisiert. Die Vergleichbarkeit mit dem 
im August 2000 veröffentlichten  Diskussionsentwurf eines Schuldrechtsmoderni-
sierungsgesetzes des Bundesjustizministeriums wurde hergestellt. 

Der der Arbeit zugrundeliegende Gedanke war es, dem System der Leistungs-
störungen im Abschlußbericht der Kommission zur Überarbeitung des Schuld-
rechts durch eine detaillierte Untersuchung des an Stelle von Unmöglichkeit, 
Schuldnerverzug, Positiver Forderungsverletzung, culpa in contrahendo und be-
sonderem Gewährleistungsrecht vorgeschlagenen Haftungsgrundes der Pflichtver-
letzung eine dogmatische Grundlage zu verleihen. Mit der umfangreichen Unter-
breitung alternativer Reformvorschläge  begründe ich meinen Beitrag zu einer kon-
struktiven Diskussion des aktuellen GesetzgebungsVorhabens. 

Mein Dank gilt vielen. Allen voran danke ich meinem Doktorvater, Herrn Prof. 
Dr. Ekkehard Becker-Eberhard, für das stets vertrauensvolle freundschaftliche  und 
fruchtbare  Zusammenwirken. Er hat nicht nur die Arbeit, sondern wesentliche 
Teile meiner juristischen Ausbildung mit zahlreichen wertvollen Anregungen und 
Ratschlägen begleitet und in vielerlei Hinsicht gefördert  und geprägt. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Prof.  Dr. Walter Rolland, dem ehemaligen 
Vorsitzenden der Schuldrechtsreformkommission,  der die Begutachtung der Arbeit 
übernommen hat und dessen von besonderem Sachverstand geprägtes Votum mich 
außerordentlich ehrt. 
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Herzlich bedanken möchte ich mich auch bei Herrn Ministerialrat Dr. Jürgen 
Schmidt-Räntsch, der mir Einblicke in das aktuelle Gesetzgebungsverfahren  und 
die Bezugnahme zur aktuellen Rechtsentwicklung ermöglicht hat. 

Mein Dank gilt weiterhin den Herausgebern dieser Schriftenreihe  für die Auf-
nahme in ihre Reihe sowie der Leipziger Juristenfakultät,  an der die Arbeit mit 
dem 1. Preis der Dr. Feldbausch-Stiftung für eine herausragende Dissertation des 
Jahres 2000 ausgezeichnet wurde. 

Meiner Mutter gilt mein Dank für das große Vertrauen aber auch für das stete 
Verständnis für meine Arbeit. Meinen Schwiegereltern danke ich zudem für die 
Korrektur des Manuskripts. 

Last not least danke ich meiner lieben Frau Nadja für die zahlreichen Diskussio-
nen und die vielfältige anderweitige Unterstützung, die die Arbeit durch sie erfah-
ren hat. Das Ergebnis der Arbeit kann nur ein kleiner Trost für die vielen Entbeh-
rungen sein, die sie in der Zeit der Erarbeitung hinnehmen mußte. Die Widmung 
kann meiner Dankbarkeit nur unvollkommen Ausdruck verleihen. 

Chemnitz, im März 2001 Holm  Anders 
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Teil  A 

Einleitung und Gang der Darstellung 

Seit einigen Jahren sucht die europäische Rechtswissenschaft nach einer geeig-
neten Form, das Privatrecht der Länder der Europäischen Gemeinschaft zu verein-
heitlichen, um so den rechtlichen Anforderungen  an einen gemeinsamen Binnen-
markt Rechnung tragen zu können. Verschiedene Wege werden diskutiert. Wäh-
rend einerseits eine Vereinheitlichung „von oben", mithin die Erarbeitung eines 
Europäischen Zivilgesetzbuches, in Rede steht, wird dem die Variante einer Re-
form „von unten", d. h. die Angleichung der einzelnen nationalen Rechtsordnun-
gen durch Orientierung an allgemein anerkannten Rechtssätzen, gegenübergestellt. 
Ein dritter Weg vereint europäisches und nationalstaatliches Wirken, indem mittels 
sekundärrechtlicher Vorschriften  der Europäischen Union Teilbereiche u. a. des Zi-
vil- und Handelsrechts im jeweiligen innerstaatlichen Recht nach einheitlichen 
Maßstäben anzugleichen sind. Flankiert werden diese Bestrebungen viertens durch 
eine außergesetzliche Rechtsvereinheitlichung,1 mithin die Anwendung internatio-
nal einheitlicher Rechtsgrundsätze auf unmittelbar vertraglicher Basis. 

Sich orientierend am angestrebten Ergebnis der Herausbildung eines einheitli-
chen europäischen Privatrechts wäre wohl die Erarbeitung und Inkraftsetzung ei-
nes Europäischen Zivilgesetzbuches als der wirksamste der vier aufgezeigten We-
ge einzuschätzen. Allerdings dürften sich insoweit bereits erhebliche Probleme 
durch die Unterschiedlichkeit der anzugleichenden Rechtsordnungen ergeben. Ins-
besondere ist es schwierig, eine geeignete Basis zu finden, auf der sowohl mit dem 
in England installierten Case Law als auch mit dem kontinentaleuropäischen Ge-
setzesrecht vertraute Juristen zu arbeiten bereit sind. Welchen Zeitraum ein solcher 
Prozeß für sich in Anspruch nehmen kann, lehrte in der deutschen Rechtsge-
schichte die Diskussion über „den Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft" zur Erarbeitung eines Bürgerlichen Gesetzbuchs.2 Mit dem 
sich heute stellenden Problem der Angleichung unterschiedlicher Rechtsauffassun-
gen mußte sich die deutsche Rechtswissenschaft des 19. Jahrhunderts freilich gar 
nicht auseinandersetzen. 

ι Berger,  JZ 1999, 369 ff.;  Knütel,  ZEuP 1994, 244 ff. 
2 Ausgelöst wurde die Diskussion insbesondere durch den wissenschaftlichen Streit zwi-

schen Thibault  und Savigny  über die Notwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buchs für die deutschen Länder im Jahre 1814, der unter dem Titel „Vom Beruf unserer Zeit 
für Gesetzgebung" Auswirkungen auf die nachfolgenden Juristengenerationen entfaltete. 

3 Anders 
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U m dennoch die rechtlichen Voraussetzungen für einen europäischen Binnen-
markt zu schaffen,  bieten sich daher insbesondere die Wege zwei und drei an.3 Die 
Europäische Gemeinschaft und ihre Institutionen sind seit einiger Zeit bestrebt, 
durch Erlaß von Richtl inien4, zu deren Umsetzung die Mitgliedstaaten verpflichtet 
sind, auf bestimmte Rechtsentwicklungen Einfluß auszuüben.5 Dies ist insbesonde-
re auch auf dem Gebiet des Schuldrechts der Fall, wobei regelmäßig Einzelmate-
rien, zuletzt jedoch auch schuldrechtliche Kernbereiche, einer Harmonisierung un-
terzogen werden sollen.6 So zwingen beispielsweise verbraucherschutzrechtliche 
Bestimmungen wie die Richtlinie zur Dienstleistungshaftung 7, die Richtlinie über 
mißbräuchliche Vertragsklauseln in Verbraucherverträgen 8 oder die Richtlinie über 
den Verbrauchsgüterkauf  und -garantien9 den deutschen Gesetzgeber, über kon-
krete Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs10 nachzudenken.11 Eine vollstän-
dige externe Umsetzung dieser Richtlinien mit schuldrechtlichem Inhalt erscheint 
schwer vorstellbar, weil es gerade gilt, eine weitere Zerklüftung des deutschen 
Schuldrechts zu vermeiden.12 

3 Die Möglichkeit außergesetzlicher Harmonisierung des Rechts soll insoweit im folgen-
den keine weitere Berücksichtigung finden. Auf einzelne Zusammenfassungen international 
anerkannter Rechtsgrundsätze (z. B. die UNIDROIT Principles for International Commercial 
Contracts) wird freilich einzugehen sein, weil sich hieraus interessante Entwicklungen auch 
für eine gesetzliche Angleichung des Privatrechts ableiten lassen. 

4 Art. 189 EG-Vertrag. 
5 Zur Frage der Legitimität einer europäischen Privatrechtsangleichung durch EG-Sekun-

därrecht Armbrüster,  RabelsZ 60 (1996), 72,79; Basedow,  Europäisches Vertragsrecht für Eu-
ropäische Märkte, S. 5 ff.;  Huber,  FS Ulrich Everling, S. 493, 508 f.; Remien,  ZfRV 1995, 
116, 117 ff.;  Rittner,  FS Ernst-Joachim Mestmäcker, S. 449, 456 f.; ders.,  DB 1996, 25; 
Schmidt-Jortzig,  AnwBl. 1998, 63, 65. 

6 Auf die hiermit verbundenen rechtlichen Schwierigkeiten, die insbesondere auf Fragen 
der Gesetzgebungskompetenz der EG beziehungsweise die Einschränkung tragender Prinzi-
pien des Bürgerlichen Rechts wie ζ. B. den Grundsatz der Privatautonomie zurückzuführen 
sind, soll in dieser Arbeit nicht eingegangen werden. Vgl. zur Problemlage zuletzt Berger,  JZ 
1999, 369 ff.;  Roth,  Herbert,  JZ 1999, 529, 535 ff. 

ι AB1EG 1991 Nr. C 12,1 ff. 
s AB1EG 1990 Nr. C 156, 14 ff. 
9 AB1EG 1999 Nr. L 171, 12 ff. 
1 0 Auf eine ausdrückliche Darstellung des Rechts der „Leistungsstörungen" des BGB mit 

seinen einzelnen Tatbeständen wird in dieser Arbeit verzichtet. Einschlägige Kenntnis darf 
insoweit vorausgesetzt werden. Zum Gesamtsystem neudings Huber,  Leistungsstörungen, 
Band 1, 2. 

1 1 Pressemitteilung der Bundesrechtsanwaltskammer  vom 8. Oktober 1998; Hübner, 
EuZW 1999,481; Schmidt-Räntsch,  ZEuP 1999, 294 ff. 

12 Vogel,  Plenarprotokoll 8/86 S. 5390; ders.,  Verh. des 52. DUT, II, G 17. Dazu Damm, 
JZ 1978, 173, ff;  Ebel,  ZRP 1999, 46, 47 f.; Gilles,  JA 1980, 1, 6; Schubert,  in: Schlechtriem 
(Hrsg.) Einheitliches Kaufrecht und nationales Obligationenrecht, S. 415; Vogel,  ZRP 1980, 
1, 5; Westermann,  ZRP 1983, 249, 250; Wolf,  Alfred,  ZRP 1978, 249, 252. Einer Untersu-
chung zufolge bestanden im Jahre 1981 ca. 2700 zivilrechtliche Vorschriften  in 250 Gesetzen 
(Wolf,  Alfred,  AcP 182 (1982), 80, 83; Schwark,  JZ 1980, 741, 742; Schmude,  NJW 1982, 
2017, 2018). Allein nahezu 400 Vorschriften  in ca. 70 Gesetzen regelten außerhalb des BGB 
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Die europäische Rechtsentwicklung ist mithin ausschlaggebend dafür,  daß die 
Aussichten für eine Reformierung  des zweiten Buches des Bürgerlichen Gesetz-
buchs heute so günstig sind wie niemals zuvor seit die jüngste Debatte um ein sol-
ches Vorhaben vor reichlich 20 Jahren in Gang kam. 1 3 Das Ziel der Entwicklung, 
die Angleichung des deutschen Schuldrechts „von unten" an international aner-
kannte Rechtssätze, gibt der Rechtswissenschaft und gesetzgebenden Gremien eine 
Aufgabe auf. Ein starres Festhalten an überlieferten  Grundsätzen wird dabei nicht 
tauglich sein, den Herausforderungen  der Gegenwart an die Gesetzgebung stand-
zuhalten. Tragende Grundsätze müssen sich heute vor allem auch an den Maßstä-
ben der Praktikabilität, der Übersichtlichkeit und der Vergleichbarkeit der Rechts-
normen messen lassen. Unter diesem Gesichtspunkt und nach Maßgabe sach- und 
interessengerechter Lösungen sollen in dieser Arbeit jene Vorschläge behandelt 
werden, die einer Überarbeitung des Schuldrechts des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
insbesondere in seinem „Leistungsstörungsrecht" dienlich sein können.14 

Als Grundlage der Darstellung soll hier der auf rechtsvergleichender 15 Basis ent-
standene Entwurf 1 6 der Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts17 dienen. 
Dieser Entwurf spricht sich maßgeblich für eine Änderung des „Leistungsstörungs-

die Haftung aus Vertrag. In den letzten Jahren dürfte es zu einem weiteren Ansteigen dieser 
Zahlen gekommen sein. 

1 3 Entfacht während der Beratungen zum AGB-Gesetz fand die Diskussion ihren Nieder-
schlag bereits auf dem 50. Deutsche Juristentag 1974, der den Beschluß faßte, neben der Inte-
gration der Normen über die Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch die gesetzliche Rege-
lung einzelner in der Wirtschaftspraxis  verbreiteter Vertragstypen und die inhaltliche Anpas-
sung überholter Vorschriften  des Schuldrechts an die eingetretenen Veränderungen vorzu-
schlagen (Verh. des 50 DtJT, II, H 231). Die breite Diskussion wurde massiv durch 
Stellungnahmen einzelner Bundesländer wie ζ. B. Bayern, Bremen, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen  und Schleswig-Holstein getragen (Bunte,  BB 1982, 685; Hillermeier, 
BB 1976, 725,727). 

1 4 Vgl. demgegenüber Jakobs,  Gesetzgebung im Leistungsstörungsrecht, S. 56 f., der es 
als maßgeblich für eine Überarbeitung des Gesetzes ansieht, daß die Regelungsvorschläge 
mit der deutschen Rechtstradition in Übereinstimmung zu bringen sind. 

1 5 Ausdruck fand die rechtsvergleichende Arbeit in einer Darstellung des Max-Planck-In-
stituts für Ausländisches und Internationales Privatrecht, Hamburg, veröffentlicht  in: „Gut-
achten und Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechts", 1981. 

1 6 Dem Entwurf ging eine bewegte Geschichte voraus. 24 Wissenschaftler und Praktiker 
wurden beauftragt,  „Gutachten und Vorschläge zur Überarbeitung des Schuldrechts" zu er-
stellen. Die Ergebnisse wurden in den Jahren 1981 und 1983 der Öffentlichkeit  zur Diskussi-
on gestellt. Der Umfang der Aufgabenstellung führte zu heftiger Kritik und wohl auch zu 
Mißverständnissen (Fromme,  FAZ vom 9. Februar 1983, S. 5). Dennoch wurde das Vorhaben 
weitergeführt  (Schmude,  NJW 1982, 2017 ff.).  Am 2. Februar 1984 kam es zur Einsetzung 
einer Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts (Engelhard,  NJW 1984, 1201). Diese 
erstellte auf der Basis der angefertigten „Gutachten und Vorschläge" den Abschlußbericht der 
Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts, den sie am 21. November 1991 dem dama-
ligen Bundesjustizminister Kinkel  überreichte (ZRP 1992, 80). Zur Geschichte: Schlechtriem, 
Schuldrechtsreform,  S. 7 ff. 

1 7 In: Abschlußbericht der Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts, herausgege-
ben vom Bundesministerium der Justiz, 1992. 
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